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Seit die Demokratische Partei in denUSA beschlossen
hat, ein Amtsenthebungsverfahren anzustreben, ist die
Temperatur imWeissenHausmerklich gestiegen. Das
Impeachment sei ein «Coup», «Bullshit», «Fake-News»,
eine «Hexenjagd», twitterte Donald Trumpüber Tage.
BeimTelefongesprächmit demukrainischen Präsiden-
tenWolodimir Selenski sei doch alles wunderbar gewe-
sen und er habe sich nichts zuschulden kommen lassen,
beteuerte er immer gereizter. Doch dann stellte der
US-Präsident unvermittelt auf eine andere Verteidi-
gungsstrategie um: auf Angriff. Eigentlich sollte auch
China eine Untersuchung gegen die Familie von Präsi-
dentschaftskandidat Joe Biden starten, sagte er am
Donnerstag. Damit rief er vor laufenden Kameras eine
ausländischeMacht dazu auf, sich in den amerikani-
schenWahlkampf einzumischen. Ein ungeheuer dreis-
ter Schritt eines ausgefuchsten Populisten.Wo liegt das
Problem?, sagt er damit undmacht aus einem Skandal
eine Lappalie.Wo liegt das Problem?, werden auch
seine Unterstützer fragen. Er versucht ja nur, den Sumpf
inWashington trockenzulegen. Trump verschiebt damit
denmoralischen Kompass für Richtig und Falsch.
Solange die republikanischen Senatoren hinter ihm
stehen, kann er sich ein solches Verhalten leisten. Und
das kann noch lange, lange so bleiben.GordanaMijuk

TrumpzerrüttetdasGefühl für
RichtigundFalsch

USA

Eine Volksinitiative soll Missstände in den Kindes- und
Erwachsenenschutzbehörden (Kesb) beseitigen. Seit der
Einführung 2013 gerieten die Kesb in die Kritik, wieder-
holt wurden hochemotionale Fälle publik, in denen die
Behördenmutmasslich unverhältnismässig und
unsachgemäss gehandelt hatten. Vor allem, als eine
Mutter Anfang 2015 in Flaach imKanton Zürich ihre
zwei Kinder tötete,musste sich die Kesb schwerste
Vorwürfe gefallen lassen. DieWelle der Empörung
verebbte nicht, immer neue angebliche Verfehlungen
wurden an die Öffentlichkeit gezerrt. Darum erstaunt
es, dass die Kesb-Initiative auf der Kippe steht. Die
Stimmberechtigten scheinen sich nicht von einer Viel-
zahl von Emotionen leiten zu lassen, wenn es um eine
Verfassungsänderung geht. Offensichtlich sehen sie
Fehler der Kesb nicht grundsätzlich im System begrün-
det, sondern eher von überfordertenMitarbeitern ver-
ursacht. Die Initianten, die auf dieWirkung vonWut
setzten,müssen nun in den Amtsstuben in Bern Verbes-
serungen erwirken. Das Bundesamt für Justiz sieht
Korrekturbedarf bei den Kesb. Das funktioniert nun
aber über zähes Handwerk statt über grosse Emotionen.
Das ist gut so und der Sache dienlicher.Andreas Schmid

Ritt aufderWellederEmpörung
endet indenAmtsstuben

Kesb-Initiative

In Doha ist es heiss und feucht, so viel war bekannt, als
die Leichtathletik-WMnach Katar vergebenwurden.
Dass bei dieser Vergabe Schmiergeld floss, gilt als erwie-
sen. Eswaren von Anfang an dieWMder Funktionäre,
nicht der Athleten. Doch alles ist ordentlich organisiert,
der Shuttlebus pünktlich, das Stadion klimatisiert, nur
dieMarathonläufer und Geher leiden in der Hitze. Und
sowird sichwohlmancher Leichtathlet schon nächsten
Sommer nach Doha zurücksehnen: AnOlympia 2020 in
Tokio dürfte das Klima auch im Stadion schwer erträg-
lich sein. In Peking organisieren sie derweil dieWinter-
spiele 2022 ohneNaturschnee, weil keiner fällt. So ist
das heutemit sportlichen Grossanlässen: Es geht schon
lange nichtmehr umdie Athleten.Andreas Babst

WMderFunktionäre
Katar

Ein rapidwachsender Anteil der
Bevölkerungweltweit verzichtet
aktiv auf Nachrichten. Das zeigt der
jährlich publizierte «Digital News

Report» des Reuters Instituts der Universität
Oxford, der im Sommer erschienen ist.
Tagesaktueller Journalismuswird ganz
bewusst ausgeblendet. DieWählerschaft in
verschiedenen Ländern ist immer schlechter
informiert. Fast erleichtert wurde in der
Schweiz festgestellt, dass wirmit 26 Prozent
Nachrichtenabstinenten einen der hinteren
Plätze belegen. Doch das Bild, das die politi-
schen Parteien in diesem Land nur ein paar
Wochen später undmitten imWahlkampf
vermitteln, stimmt nachdenklich. Die Lust,
deren Inhalten zu folgen, geht verloren.

Diemeisten Akteure reagieren bloss auf
gerade angesagte Themen. Von der SVP
nehmenwir wie so oft die primitiven Plakate
hin und geben ihr durch die grosse Empö-
rungmehr Sichtbarkeit, als sie verdient. Mit
einer Online-Kampagne gegen parteifremde
Kandidaten führt die CVP einen fast schon
amerikanischenWahlkampf. Man freut sich,
auch einmal zu provozieren. Klimapolitiker
scheint es in diesem Jahr plötzlich Unmen-
gen zu geben, wohingegen kaum ein Kandi-
dat oder eine Kandidatin die Frage nach
unserer Beziehung zu Europa stellt. Die
Geschichte rund umdieMaturfeier der Toch-
ter eines Ständerates undwie ihm politische
Gegner halfen, diese besuchen zu können,
wird zu einem dermeistbeachteten Artikel
imWahlkampf. Klar, eine sympathische
Geste der Kollegen im Stöckli, aber rein
demokratietheoretisch bedenklich. Diese
Tatsachewird kaum besprochen.

Unsere grössten Herausforderungen, die
immer schnelleren und globalen Verände-
rungen, sind kein Thema. Die hiesige Politik
scheint dafür kaum gerüstet zu sein.Wie
gehenwir hierzulandemit den unantastba-
ren Digitalisierungsgiganten um?Wer erhält
Zugang zu ihren Datenbergen, undwas
machenwir damit? Dafür reicht es nicht, sich
an der kürzlichen Geburtstagsfeier von

Google ablichten zu lassen und die Foto in
den sozialen Netzwerken zu teilen.Wie sieht
esmit der Besteuerung von Algorithmen
aus? Diese beeinflussen unser Kaufverhalten
nicht nur in Onlineshops. Auch das Konzept
der Arbeit gerät in Zeiten der Digitalisierung
auf den Prüfstand.Welche alternativen
Modelle zu einer bezahlten Tätigkeit bis ins
Pensionsalter sind finanzierbar?Wie gestal-
tenwir das Altern neu? Unser Lebenwird
individueller, undmit 65 Jahren scheint
heutemanch einer aktiver alsmit 35.

Die Parteien verpassen es, aus diesen Ent-
wicklungen Chancen abzuleiten und uns für
diese zu begeistern. Sie reagieren vordergrün-
dig auf das ThemaKlimakrise, bieten aber
keine Denkmodelle, wiewir uns als Land auf
den nächsten Schock vorbereiten können. Die
Parteien zeigen uns nicht, dass sie bereit sind
für die ganz grossen Reformen, diewir im
heutigenUmfeld so dringend brauchen.

Für unsere direkte Demokratie und für die
Zukunft unseres Landes ist dies eine kriti-

sche Herausforderung. Eine gesunde Demo-
kratie ist geradezu angewiesen aufWettbe-
werb umdie besten Antworten. Demokratie
benötigt eine Diskussion der grossen Fragen,
die weit über dieWahltermine hinausgeht.
Sie bedingt die permanente Lust, sichmit
unterschiedlichen Fragestellungen zu
beschäftigen und sich zu informieren, um
eben dann bei denWahlen gerüstet zu sein.

Laut den Zahlen des im Frühjahr erschie-
nen Buches «Milizarbeit in der Schweiz» ist
der Rückgang von freiwilligem Engagement
in politischen Parteienmassiv. Zwischen
1997 und 2016 ist die Beteiligung umüber
42 Prozent gesunken. Ein Grund sei die stei-
gende Komplexität der Themen, heisst es.

Gerade deshalb braucht es auf nationaler
Ebene Führungspersönlichkeiten, die
authentisch auftreten, die erklären und offen
sind, um gemeinsam Lösungen zu finden.
Viola Amherdmacht das etwa im Bundesrat
vor. Sie führt bestimmt und doch partizipa-
tiv.Wie in derWirtschaft braucht es auch in
der Politik neue Organisationsansätze. Das
Politlabor der Grünliberalen ist ein solch
positives Beispiel. Es schafft Raum für krea-
tive Lösungen. Der Partei hilft es, agil zu
bleiben und schnell zu lernen. Es brauchte
eine andere Form der Kommunikation und
derWähleransprache. Dies hat die relativ
junge Partei Neos in Österreich bewiesen.

Traditionelle Parteien sollen sich durch
junge politische Bewegungen nicht irritieren,
sondern inspirieren lassen. Parteien genies-
sen nachwie vor grosses Vertrauen. Ich
wünschemir, dass sie die eigentliche Kon-
kordanzwiederbeleben. Konkordanz
bedeutet, den Konflikt imMehrparteien-
system zuzulassen, kooperativ und entlang
fester Regeln der Einflussnahme. Denn ein
politischerWettbewerb, dieserWettstreit um
Antworten, ist lebensnotwendig für eine
Demokratie.Wählerinnen undWähler
können so verstehen, warum ihre Stimme
einen Unterschied ausmachen kann. Dieses
gemeinsame Ringen kann uns allemotivie-
ren, aktivmitzugestalten.

DerexterneStandpunkt

Wieso redet keinePartei überdasVerhältnis zurEU?ÜberdieZukunft
derArbeit?ÜberSteuernaufAlgorithmen?EineDemokratiebraucht
das steteRingenumgrosseAntworten, findetNathalyBachmann

DiewichtigenFragenstellt im
Wahlkampfniemand

Chappatte
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Nathaly Bachmann, 39, ist Gründerin des
Beratungsunternehmens Essence Relations
GmbH. Zusammenmit ihrem Team ent-
wickelt sie Kommunikationsstrategien für
Unternehmen, Stiftungen und Führungs-
persönlichkeiten. Sie ist zudem Unicef-De-
legierte der Schweiz und Geschäftsführerin
der Stiftung Strategie Dialog 21.


